
relle Pflicht zum Tragen einer All-
tagsmaske oder eine Reduzierung
von Sportunterricht und Förderan-
geboten notwendig werden“, heißt
es. Es gibt eine weitere Eskalations-
stufe, die Ministerin Yvonne Ge-
bauer (FDP) nicht nennen wollte.
Jeder Beobachter weiß aber, worauf
diese hinauslaufen würde: flächen-
deckender Distanzunterricht.
Martin Sina, Chef der Rheini-

schen Direktorenvereinigung der
Gymnasien, hält nicht viel von
Wechselunterricht. „Eine komplet-
te Öffnung oder eine komplette
Schließungwürdenwir besser orga-
nisieren können.“

Stufe 1 – Angepasster
Schulbetrieb: Präsenzunter-
richt unter Beachtung der
Hygieneregeln. In „Einzel-
fällen“ könnten Schulleitun-
gen Distanzunterricht ein-
richten, wenn Präsenzunter-
richt anders nicht aufrecht
erhalten werden könne.
Stufe 1+ – Angepasster Schulbe-

trieb in Hotspots: In Kreisen und
kreisfreien Städten mit einer 7-Ta-
ges-Inzidenz über 200 können die
Behörden vor Ort „schulscharf“
den Betrieb einschränken, wie die
Aufteilung von Klassen in Präsenz-
und Distanzunterricht. Die Jahr-

gänge 1 bis 7 und alle Ab-
schlussklassen sind davon
ausgenommen. Auch eine
Maskenpflicht für die Klas-
sen 3 und 4 ist möglich.
Stufe 2 – Landesweit einge-

schränkter Schulbetrieb:Die-
seStufewürdegreifen,wenn
die Regierung sie für erfor-

derlich hält. Ziel sei es, trotz Ein-
schränkungen, Präsenzunterricht
für die Klassen 1 bis 7 „wo immer
möglich“ sicherzustellen.AbKlasse
8 ist Distanzunterricht im Wechsel
von Präsenz- und Distanzbetrieb
mit Ausnahme der Abschlussklasse
denkbar. „Zudem kann eine gene-

Martin Sina
FOTO: HO

Dortmund baut im
Frühjahr Teilstück des
Radschnellwegs RS1
Dortmund. Der Weiterbau des Rad-
schnellweges Ruhr (RS1) kann nun
auch in Dortmund starten. Das
Land Nordrhein-Westfalen gab am
Montag 766.000 Euro an Förder-
geldern für den ersten Bauab-
schnitt des RS1 im Stadtgebiet
frei. Damit soll im kommenden
Frühjahr ein rund ein Kilometer
langes Teilstück der sogenannten
Radautobahn im Dortmunder
Kreuzviertel entstehen.
„Wir freuen uns, dass es nun

losgeht. Dies ist ein wichtiger Bau-
stein für die neue Mobilität der
nächsten Jahrzehnte“, sagte Dort-
munds Oberbürgermeister Thomas
Westphal (SPD). Die Bauarbeiten
sollen drei bis fünf Monate dauern.
Ein weiterer Bauabschnitt soll zeit-
nah folgen. Insgesamt soll der
Radschnellweg 23 Kilometer durch
Dortmund führen.
Bislang ist der RS1 nur Stück-

werk. Von der seit 2014 geplanten
Trasse quer durchs Ruhrgebiet mit
einer Länge von 101 Kilometer
sind erst zwölf Kilometer in Essen
und Mülheim fertiggestellt.mko

KOMPAKT
Nachrichten, Glosse, Leserbriefe

Corona-Hilfen: Land
engagiert Berater
Düsseldorf. Das Land NRW hat die
Beratungsgesellschaften Pricewa-
terhouseCoopers (PWC) und Proti-
viti engagiert, um den fünf Bezirks-
regierungen bei der Abwicklung
der Corona-Hilfen für Selbstständi-
ge und Unternehmen zu helfen.
Demnach laufen die zusammen
mit neun Millionen Euro dotierten
Verträge mit den beiden Firmen
seit wenigen Tagen und zunächst
bis Ende Juli beziehungsweise bis
zur letzten Auszahlung der Über-
brückungshilfen. dpa

NRW erstattet mehr
Flüchtlingskosten
Düsseldorf. NRWwill die Kommu-
nen stärker von Flüchtlingskosten
entlasten. Land und Kommunen
hätten eine Vereinbarung über hö-
here Pauschalen erzielt, so NRW-
Flüchtlingsminister Joachim Stamp
(FDP) gestern. Neu ist eine Rege-
lung für geduldete, aber eigentlich
ausreisepflichtige Asylsuchende.
Für künftige Geduldete erhalten
die Kommunen eine Einmalpau-
schale von 12.000 Euro. dpa

In der „Heldenfalle“
Die Forscher Drosten, Streeck und Kekulé wurden zu Popstars der Pandemie.
Im Netz streiten ihre Fans. Bedroht der Personenkult die Glaubwürdigkeit?

Von Christopher Onkelbach

Essen. T-Shirts mit der Aufschrift
„Team Drosten“ oder „Team Keku-
lé“ gibt es längst. Bilder einer Jeans-
Jacke mit der Aufschrift „Drosten
Ultras“ kursieren auf Twitter. Da-
runter der augenzwinkernde
Spruch: „Da können die Laschet-
Boys vom #Team Streeck einpa-
cken.“ Die Fans der Virologen sind
inLager geteilt, beinahewie imFuß-
ball. ObHendrik Streeck, Christian
Drosten, Alexander Kekulé, Karl
Lauterbach oder andere – die jewei-
ligen Anhänger liefern sich imNetz
einen teils amüsanten, teils ernst-
haft ausgetragenen Kampf.
Die Öffentlichkeit mag es, wenn

Prominente sich streiten. Das ist
unterhaltsam. Boulevard-Blätter
veranstalteten gar ein Virologen-
Casting. Forschung als Show?Frag-
lich ist, ob der Personenkult die
Wissenschaft und denKampf gegen
die Pandemie voranbringt. Im Som-
mer verzettelte sich das Virologen-
Trio in einem ermüdenden Streit
über Studien, Statistiken und
Schlussfolgerungen, in dessen Fol-
ge Drosten den Kontakt zu Streeck
abbrach und seinem Kollegen Ke-
kulé vorwarf, er könne sich gar
nicht qualifiziert äußern, weil er
nicht mehr forsche und publiziere
(siehe Box). KeinWunder, dass sich
auch die Öffentlichkeit polarisiert.
In dem Dreikampf steht Streeck

seit der umstrittenen Heinsberg-
Studiewohl für denZauberlehrling,
der die falschen PR-Berater wählte,
sich zudem von der Politik einspan-
nen ließ und dem nun der Ruch des
Unseriösen anhaftet. Kekulé ist der
Typ klare Kante, der keine Talk-

Show scheut, stets strengste Maß-
nahmen fordert, es ohnehin vorher
und auch besser wusste. Drosten ist
zu einer Art Regierungssprecher
mit „Wuschelfaktor“ geworden. Ab-
wägend, souverän, unnahbar, aber
durchaus kritisch, was seine eigene
Arbeit und die seiner Zunft angeht.
Die Gefahr eines offen ausgetra-

genen Wettkampfs unter Experten
ist, dass sie die eigeneGlaubwürdig-
keit untergraben und die der Wis-
senschaft gleichmit.Welcher Beob-
achter kann schon unterscheiden,
ob in dem Streit Argumente ausge-
tauscht oder bloß Forschereitelkei-
ten herausgefordert werden? Von
außen sichtbar wird nur, dass sich
die Experten, auf die wir uns in der
größten Krise seit Generationen
verlassen wollen, nicht einig sind.
Wo soll da Rettung sein?
Der Personenkult entspringt aus

der Zwangsbeziehung, in die Wis-
senschaft, Medien und Politik ge-
drängtwurden.Besorgt erkennt das

Publikum,dass komplizierte, oftwi-
dersprüchliche und beängstigende
wissenschaftliche Untersuchungen
direkte Auswirkungen auf das eige-
ne Leben haben. Diese Überforde-
rung lösen manche Menschen
durch Teambildung und Fankult
auf. So werden aus wissenschaftli-
chen Erkenntnissen rhetorische
Keulen und aus einer bedrohlichen
Krise eine Art Match.
Ausgesucht hat sich diese Rollen-

verteilungniemand.Wennmankor-
rigierendeingreift und „ausgemach-
ten Unsinn“ auchmal beimNamen
nennt, ist man rasch „mittendrin im
breiten öffentlichen Meinungs-
kampf“, klagte Drosten kürzlich.
„Und das ist für jemanden, dem es
um Fakten und gesicherte Erkennt-
nis geht, eine, sagenwirmal, interes-
sante und lehrreiche Erfahrung.“
Wissenschaftliche Beiträge würden
nichtmehr sachlichundkühldisku-
tiert, sondern seienTeil einer „unge-
mein hart geführten“ Debatte. „Das
Ganze findet rund um die Uhr bei
hohen Temperaturen imSchleuder-
waschgang der sozialen Medien
statt“, musste Drosten lernen.
DieForscherdrohen ineine „Hel-

denfalle“ zu geraten, sagt Prof. Juli-
ka Griem, Direktorin des Kultur-
wissenschaftlichen Instituts in Es-
senundExpertin fürWissenschafts-
kommunikation. „Virologen wer-
denvonmanchenMedienzuSuper-
helden aufgebaut. Solche
Erwartungen können sie anschlie-
ßend nur enttäuschen.“ Eine ande-
re, dunkle Seite des vermeintlichen
Heldenstatus‘ sind Bedrohungen in
sozialen Medien nach demMuster:
„Ichweiß, wo duwohnst.Wir beob-
achten dich!“Wissenschaftler seien

lautGriem„vondieser neuen Inten-
sität derAnfeindungenmassiv über-
fordert“.. Wissenschaftliche Ein-
richtungen müssten ihre Forscher
besser schützen,damit sie sichnicht
eingeschüchtert und bedroht zu-
rückziehen.
Aber kann es wirklich nur einen

Besten geben? Braucht Wissen-
schaft nicht viele Perspektiven?
Wer an einen „Helden“ glaubt, ist
geneigt, Expertise durch Sympathie
zu ersetzen – und andere abzuwer-
ten. SolcherPersonenkult ließe sich
vermeiden, wenn nicht immer die-
selben Akteure im Fokus stehen
würden. Griem: „Man sollte nicht
immer die gleichen Experten fra-
gen. Mehr Vielfalt würde gut tun
unddieGlaubwürdigkeit erhöhen.“

Mehrheit: Kontroversen sind hilfreich
Dabei kann ein Streit auch zum Er-
kenntnisgewinn beitragen.DieUm-
frage für das jüngste „Wissenschafts-
barometer“ zeigte, dass zwei Drittel
der Deutschen meinen, dass Kont-
roversen zu Corona hilfreich sind,
damit sich die richtigen Ergebnisse
durchsetzen. Ein öffentlicher Wett-
bewerb der Virologen könnte somit
der Sache dienlich sein. Denn auch
wenn viele Debatten der „#Teams“
im Netz über das Ziel hinausschie-
ßen, so sagen die Nutzer doch zu-
gleich, dass sie die Arbeit der For-
scher beobachten und wertschät-
zen – egal, welchem Lager sie sich
zurechnen. Damit unterstreichen
sie die Relevanz der Forschung und
zeigen den Wissenschaftsskepti-
kern undCorona-Leugnern die rote
Karte. User Nico stellt daher klug
fest: „Dubist #TeamKekulé. Ich bin
#TeamWissenschaft.“

Viel gefragt: v.l. Hendrik Streeck (Uniklinikum Bonn), Alexander Kekulé (Uniklinikum Halle) und Christian Drosten (Berliner Charité) FOTOS: DPA, GETTY, IMAGO
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Inkonsequent
Stopp des Flugverkehrs mit Groß-
britannien. Was für ein Irrsinn. Da
kappt man alle Direktverbindun-
gen nach Großbritannien, aber
gleichzeitig erlaubt man Tausen-
den egoistischen Urlaubern die
Einreise ohne Kontrolle aus Hoch-
risikogebieten, hier gesamt Spa-
nien, damit weitere Unschuldige
Menschen mit dem Virus infiziert
werden – trotz Reisewarnung des
Auswärtigen Amtes.
Udo Schulz, Duisburg

Besser höhere Löhne
Vorschlag: Zusätzliche Paket-
steuer zugunsten des Einzelhan-
dels. Zahlt doch einfach den Zu-
stellern anständige Löhne, die
eine überlebensfähige Rente er-
möglichen. Verdienen die Zusteller
und Lkw-Fahrer anständiges Geld,
wird das Paket teurer, da hat dann
der Einzelhandel wieder mehr
Chancen. Höhere Löhne, mehr So-
zialabgaben, da hat die Gesell-
schaft auch was von.
Christoph Walczak, per E-Mail

@ Bitte senden Sie Ihre Meinung mit Namen undWohnort an:
meinungsforum@waz.de (Wir behalten uns das Recht vor, Ihre Einsen-

dung zu kürzen. Ein Anspruch auf Veröffentlichung besteht nicht.) Drei Schul-Optionen nach den Ferien
Stufenplan der Landesregierung reicht von Präsenzunterricht bis Schulschließung

Von Matthias Korfmann

Düsseldorf. Viel Lob, aber auch har-
sche Kritik kassierte das NRW-
Schulministerium für das am Mon-
tag vorgestellte Stufenmodell zum
Schulstart im Januar. Die Rheini-
sche Direktorenvereinigung der
Gymnasien zeigte sich zufrieden.
Harald Willert, Chef der Schullei-
tungsvereinigung NRW, sieht da-
gegen „bestenfalls eine Reaktion
auf den ständigen Druck und die
Macht der Fakten“.
Das Modell sieht drei Stufen vor,

die abhängig sein sollen vom Infek-
tionsgeschehen in den Kommunen.

Das Kind vom Nachbarn bringt
ein Bild. Verzweifelt deute

ich den Impressionismus Vierjähri-
ger und gehe auf volles Risiko:
„Witzig, ein Pottwal mit Kartoffel-
nase!“ Beleidigt korrigiert es: „Das
bist Du!“ Meine Gegengabe wech-
selt im Handumdrehen vomMaxi-
Ü-Ei zu einer abgelaufenen Stoll-
werck-Schokolade. Advent.

Überraschungen in der Familie?
Vergessen Sie’s! „Du bekommst
einen Ohrhaarschneider“, erfahre
ich. Die älteren Patenkinder legen
zusammen. Erstarrung, Errötung,
Enterbung. Ich schaue erneut das

Pottwalbild an, dick, doch keine
Haare in keinen Ohren. Morgen
bringe ich ihm das Ei. Advent.

Das Päckchen, das Betagten in
Hamburg hätte Freude spenden
sollen, gab ich am 14. auf. Am 16.
gab der Zusteller es nicht in Ham-
burg ab, dafür bei meinen Nach-
barn. Normierter Anschriftaufkle-
ber, in Blockschrift beschriftet,
kein Engelsaufkleber stört den
Blick auf den Empfänger. Ich gab
es erneut auf. Samstag war es wie-
der bei mir. Wenn Ihnen am Reisen
das Schönste die Heimkehr ist, bu-
chen Sie bei DHL! Advent. LvG

GLOSSE

Advent (IV)

Bericht: Kritik an Kekulé

n Ein „Spiegel“-Bericht greift
Vorwürfe von Christian Drosten
auf, der im Mai Alexander Keku-
lé für kaum vorhandene For-
schungsarbeit kritisiert hatte.
Im internationalen Vergleich sei
die Forschungsarbeit „äußerst
gering“, zitiert das Magazin Mi-
chael Gekle, Dekan der Medizi-
nischen Fakultät der Uni Halle.
Der Hallenser Prof. Stefan Hüt-
telmaier sagte dem „Spiegel“,
dass Kekulé seinen Lehrstuhl
nicht ausreichend ausfülle.
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KOMMENTAR Jens Dirksen

Wirklich Weihnachten

Was Weihnachten wirklich
ist, was uns wichtig ist an 

Weihnachten — wann sollten wir 
es merken, wenn nicht in diesem
Jahr? Uns ist ja aufgefallen wie
nie, dass wir menschliche Nähe 
brauchen. Und dass das zutiefst
Menschliche daran im Zweifelsfall 
wichtiger ist als die rein räumliche 
Nähe. Dass die wahren Geschenke 
nicht zu kaufen sind. Und dass 
manche auf zwei Beinen und mit
einem Lächeln zum Weihnachts-
baum kommen, nicht mit dem 
Paketdienst. 

Wir sind aus der gewohnten 
Routine geworfen, auch aus der 
für die Festtage. Wir müssen vor-
sichtig sein, vielleicht sogar Maske 
tragen oder im Stundentakt lüften, 
je nach Zusammensetzung, je 
nach Sorgenvielfalt. Wir mussten 
diesmal schon weit vorher genau 
überlegen, mit wem wir feiern wol-
len. Das gewohnte Fundament mit 
einem Mal schwankend zu erle-
ben: Das ist eine Erfahrung, die wir
in den mehr oder minder satten, 
warmen und sicheren Verhältnis-
sen, in denen wir glücklicherweise 
leben, nur noch selten machen.
Die Älteren von uns kennen sie
noch aus der Kriegs- und Nach-
kriegszeit, Jüngere nur noch von 
Erdbeben in Urlaubsgebieten.

Die Sorge zwingt uns zu ent-
scheiden, welche Menschen uns
die wichtigsten sind, die liebsten
— und wie wir vermeiden, ausge-
rechnet sie zu gefährden. Viel-
leicht schärft das den Sinn dafür,
wie kostbar die gemeinsame Zeit 
ist und der Frieden, den wir uns 
immer so wünschen. Diese Sehn-
sucht verschwindet an „normalen“
Weihnachtsfesten allzu leicht
hinter den Bergen von Geschenk-
papier. Diesmal haben wir die
Chance, ganz unverpackt, ganz
unverstellt zu erfahren, wie viel 
Liebe, Verbundenheit, Wertschät-
zung darin stecken kann, wie wir 
miteinander umgehen.

Weihnachten, wie wir es aus 
dem Lukas-Evangelium der Bibel 
kennen, ist ein armes Fest, ein 
schlichtes. Geboren aus der 
schieren Not: Alle Hotels, die 
damals noch Herbergen hießen, 
ausgebucht - auch eine Art von
Lockdown. Da musste das Hand-
werkerpaar Josef und Maria impro-
visieren. Sie hatten wenig, nicht
mal eine Wiege, also tat’s auch 
eine Futterkrippe. Das Wichtige 
war ja da. Das Kind. Gesund. 

Gefeiert wurde mit Hirten, armen
Leuten, Außenseitern, Habenicht-
sen. Ausgerechnet sie machen
Maria und Josef klar, was da ge-
schehen ist: Dass mit ihrem Kind 
eine neue, ungeahnte Hoffnung
zur Welt kam. Menschen, heißt
das, werden erst im Gegenüber, in
den Mitmenschen wirklich wahr: 

zum Menschen. Eine Hoffnung, die
man nicht teilt, ist selbstsüchtig 
und klein. Groß wird sie erst in der
Gemeinsamkeit. 

Wir haben uns im Laufe der
Jahrhunderte angewöhnt, diese
Festtage mit einer immer größeren
Portion Luxus zu vergolden, mit 
edlen Festtafeln, großen Gaben. 
Der Ausnahmezustand, der dieses 
Fest von Anfang an war, hat einen 
goldenen Rahmen bekommen,
und manchmal haben wir all das 
gut gemeinte Glitzern, Schimmern
und Blinken schon für das Herz 
dieses Festes gehalten. Aber jetzt, 
da wir beinahe schon ein ganzes
Jahr im Ausnahmezustand leben, 
sind wir ihn leid, sind wir müde.
Wir sehnen uns nach Ruhe und 
dem, was uns sonst so selbstver-
ständlich war. Wünschen wir uns, 
dass unsere Dankbarkeit, sollten
wir unser altes Leben eines Tages 
wiederbekommen, noch eine gan-
ze Weile anhält. Wir würden wieder 
wertschätzen, was scheinbar so
selbstverständlich zu haben ist. 

Den wahrsten Satz dieses so un-
wahrscheinlichen, fast gespens-
tischen Jahres dürfte von Jens
Spahn stammen, der im Frühjahr 
fast prophetisch sagte, dass „wir
wahrscheinlich einander viel ver-
zeihen müssen“. Auch, wenn es 
schwerfällt: Wir sollten spätestens
in diesen Tagen darüber nachden-
ken, was zu verzeihen ist — und 
spätestens jetzt mal damit an-
fangen. Nicht nur bei sich selbst, 
sondern auch bei den Nächsten 
und, was vielleicht am schwersten 
fällt, auch bei den Fernsten. 

Die heiligen drei Könige mit ihren 
Geschenken müssten heute fern-
bleiben, sie könnten vielleicht
nicht einmal einreisen. Aber
wer weiß, vielleicht werden wir 
uns eines Tages doch mit einer
Mischung aus Schauder und nicht
ganz ohne Wohlwollen erinnern: 
„Weißt Du noch, dieses Virus-
Weihnachten 2020?“ Wir sind 
mit all dem Abstand trotzdem so
eng zusammengerückt wie selten 
zuvor. Es gab Sorgen, und wir 
haben einander Mut gemacht. Es
gab Nöte, und wir haben einander
geholfen, auch der sonst so viel
und gern gescholtene Staat hat 
sich weit öfter als Segen denn als
Fluch erwiesen, bei allen Pannen, 
allem Widersinn, aller Fehlbarkeit. 
Es gab zu diesem Fest weniger
Geschenke, sie waren aber auch 
nicht mehr so wichtig. Und unser 
größter Wunsch musste noch
warten auf seine Erfüllung. Aber es 
war schön, vielleicht gerade weil 
wir nicht alles hatten und nicht
alles war wie sonst. Wir hatten 
allemal das, was ein Mensch, was
Menschen brauchen, um durch die
Zeit zu kommen: Hoffnung. Das, 
wir spüren es inniger denn je, ist: 
Weihnachten.

Die neuste Mutation. KARRIKATUR:  HEIKO SAKURAI

NRW-Regierung will 
„faire Windenergie“

Düsseldorf. NRW-Kommunalminis-
terin Ina Scharrenbach (CDU) hat 
Pläne für neue Abstandsregeln bei 
Windrädern verteidigt. „Wir wollen
eine faire Windenergie“, sagte sie
am Mittwoch. Die Landesregie-
rung berücksichtige in einem Ge-
setzentwurf die Interessen von An-
wohnern, Investoren, Klima- und 
Naturschützern.
Die Regierung wollte ursprünglich
einen Mindestabstand von 1500
Metern zwischen Wohnbebauung
und Windkraftanlagen. Der Ge-
setzentwurf orientiert sich an den 
Regeln des Bundes und sieht nur 
noch einen Mindestabstand von
1000 Metern von Windrädern zu 
Flächen mit mindestens zehn „zu-
sammenstehenden“ Wohngebäu-
den vor. NRW hält an dem Ziel
fest, die Leistung der Windenergie 
bis zum Jahr 2030 von derzeit 5,9
auf 10,5 Gigawatt zu erhöhen.

Empörung über Kohle-Gutachten
Aktivisten und Anwohner im Braunkohlerevier sprechen von einem Skandal.

Ministerium soll Gutachten zurückgehalten haben. Grüne fordern Umsiedlungs-Stopp
Von Jan Jessen

Essen. In den von der Braunkohle
bedrohten Dörfern im Rheinischen 
Revier ist die Empörung groß: Das
Bundeswirtschaftsministerium hat
ein Gutachten zurückgehalten, 
aus dem hervorgeht, dass die Um-
siedlung der Dörfer Keyenberg, 
Kuckum, Ober- und Unterwestrich
sowie Berverath nahe Erkelenz 
nicht notwendig wäre, wenn beim 
Kohleausstieg den Empfehlungen
der sogenannten Kohlekommissi-
on gefolgt worden wäre. Aktivisten 
sprechen von einem Skandal, die
Grünen im Landtag drängen auf 
Konsequenzen und einen Stopp
der Umsiedlungsmaßnahmen.
Das über 260 Seiten umfassen-
de Gutachten eines Konsortiums
unter Führung des wirtschafts-
nahen Büro für Energiewirtschaft
und technische Planung (BET) 
lag bereits im November 2019 vor, 
veröffentlicht wurde es allerdings
erst in der vergangenen Woche. 
Der „Abnahmeprozess“ habe Zeit 
in Anspruch genommen, heißt es 
aus dem Bundeswirtschaftsminis-
terium. In dem Papier wird unter-
sucht, welche Folgen der von der
Kohlekommission im Januar 2019
vorgeschlagene lineare Ausstiegs-
pfad aus der Kohle hat. Die Gut-
achter kommen zu dem Schluss, 
dass im Rheinischen Revier nicht 
nur der Hambacher Forst, sondern
auch die fünf bedrohten Dörfer er-
halten bleiben können.
Jedoch hielt sich die Politik nicht
die Empfehlung der Kohlekommis-
sion, sondern beschloss im Koh-
leausstiegsgesetz, das im August
2020 in Kraft trat, ein anderes, 
stufenförmiges Ausstiegsszenario, 
für das eine größere Menge Braun-
kohle ausgebaggert und verstromt
werden muss. Auf Druck der nord-
rhein-westfälischen Landesregie-
rung und des Energiekonzerns 
RWE wurde in das Gesetz zudem
die „energiewirtschaftliche Not-
wendigkeit“ des Tagebaus Garz-
weiler II hineinformuliert. Die
Absicherung des Tagebaus „ein-
schließlich der damit verbunde-
nen Umsiedelungen“ sei ein „zen-
trales Anliegen von NRW/RWE“
gewesen, heißt es in einer auf der 
Plattform „Frag den Staat“ ver-
öffentlichten Stellungnahme des 
Bundeskanzleramtes.
Bereits ein Kurzgutachten des 
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) war im 
Jahr 2018 zur dem Schluss ge-
kommen, dass eine Zerstörung der

Dörfer nicht notwendig ist, um die
bis zum endgültigen Kohleausstieg
im Jahr 2038 benötigen Braun-
kohlemengen auszubaggern. Umso 
größer ist jetzt die Empörung über 
das zurückgehaltene Gutachten: 
„Aus unserer Perspektive ist das
ein Riesenskandal, dass das so 
lange zurückgehalten worden ist“,
so David Dresen von der Initiative 
„Alle Dörfer bleiben“. Wären Bund 
und Länder den Empfehlungen der 
Kohlekommission gefolgt, „hätte 
der Kampf um die Dörfer schon 
längst vorbei sein können“, so Dre-
sen.
Auch Antje Grothus spricht von ei-
nem „handfesten politischen Skan-
dal“. Die Umweltschützerin war
Mitglied der Kohlekommission.
Sie und sieben weitere der insge-

samt 28 Mitglieder des Gremiums 
hätten „immer wieder betont, dass
der von der Kommission empfoh-
lene stetige Kohle-Ausstiegspfad
absolut ausreichend ist um die be-
drohten Dörfer zu retten“. Es sei 
„menschenverachtend gegenüber
den Tagebaubetroffenen“, dass das
Gutachten „bewusst zurückgehal-
ten“ worden sei.
Dirk Jansen, Geschäftsleiter und 
Sprecher der Umweltorganisation 
BUND, nennt einen Verzicht auf 
Umsiedelungen nun „folgerichtig“ 
und fordert die Landesregierung 
auf, Einfluss auf RWE zu nehmen,
um den „Psychoterror“ gegen die
verbliebene Bevölkerung in den
Dörfern zu unterlassen, konkret: 
Die Fällung von Bäumen, die Sen-
kung des Grundwasserspiegels und

den Abriss weiterer Infrastruktur. 
Die energiepolitische Sprecherin 
der Grünen im Landtag, Wibke
Brems, verlangt von der Landesre-
gierung den im Oktober vorgeleg-
ten Entwurf der Leitentscheidung 
für das Rheinische Revier so zu
überarbeiten, dass die Dörfer blei-
ben können. Die Leitentscheidung 
soll im März beschlossen werden.
„Das Gutachten ist gerade noch 
rechtzeitig gekommen“, so Brems.
Tatsächlich scheint die Landesre-
gierung von dem Inhalt des Gut-
achtens beeindruckt zu sein. Noch 
im Oktober verkündete Landes-
wirtschaftsminister Andreas Pink-
wart (FDP), die Umsiedelungen 
in Erkelenz müssten fortgeführt 
werden. Nun heißt es aus dem Mi-
nisterium: „Die Expertise des Gut-
achtens wird ebenso wie andere 
Studien in den weiteren Prozess 
der Leitentscheidung einfließen.“ 
Pinkwart sagte auf Anfrage, man 
werde vorhandene Spielräume im 
Kohleausstiegsgesetz zugunsten 
„unserer Bürgerinnen und Bürger 
und der Region nutzen“. 
Ein Hinweis darauf, dass die Dör-
fer noch nicht verloren sind? „Für 
diejenigen, die nicht wegziehen 
wollen, scheint der Sieg zum Grei-
fen nahe“, hofft Aktivist David 
Dresen. Aktuell leben in den Dör-
fern noch 800 Menschen. Min-
destens 300 wollen definitiv nicht 
wegziehen.  

Protest im Baumhaus: Der Widerstand im Hambacher Forst ist ungebrochen. FOTO:  Lars Heidrich / FFS

Bürger im Braunkohlerevier wehren sich. FOTO:  ANDRE HIRTZ
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KOMMENTAR Tobias Blasius zur 15-Kilometer-Regel

Zu Oppositionszeiten zitierte 
NRW- Ministerpräsident Laschet 

gern den Staatstheoretiker Montes-
quieu: „Wenn es nicht notwendig 
ist, ein Gesetz zu machen, dann 
ist es notwendig, kein Gesetz zu 
machen.“
 
Nun hat seine Landesregierung 
über Nacht eine „Corona-Regional-
verordnung“ in Kraft gesetzt, die 
selbst in den eigenen Reihen für 
nicht kontrollierbar, rechtlich zwei-
felhaft, übergriffig und lebensfremd 
gehalten wird.  
 
Einwohner einiger, aber nicht aller 
Städte und Kreise mit hohen Infek-
tionszahlen sollen ihren Heimatort 
nicht mehr weiter als 15 Kilometer 
verlassen dürfen - so lange sie 

keinen triftigen Grund nachweisen 
oder vorgaukeln können. 

In der Pandemie-Bekämpfung 
mögen auch Symbole und bun-

desweite Einheitlichkeit ihre Be-
rechtigung haben. Sie dürfen aber 
nie zum Selbstzweck werden, nur 
weil Laschet wohl sein für höhere 
Ambitionen schädliches Image des 
„Corona-Lockerers“ loswerden will. 
Wer Betretungsverbote für Skihügel 
in Sauerland und Eifel will, muss 
sich dafür das richtige rechtliche 
Instrument suchen. Eine generelle 
Einschränkung des Bewegungsra-
dius über Stadtgrenzen hinweg ist 
in einer Metropol-Region wie Nord-
rhein-Westfalen schlicht Unsinn. 
Das hätte man im Kanzleramt auch 
so sagen sollen.

Bürokratischer  
Unsinn

Mehr Cum-Ex-Ermittler
NRW verschärft Kampf gegen Steuervergehen

Düsseldorf. Der nordrhein-westfäli-
sche Innenminister Herbert Reul 
(CDU) hat für die milliarden-
schweren Cum-Ex-Ermittlungen 
zusätzliche 40 Beamte der Krimi-
nalpolizei bereitgestellt. Das hat 
das NRW-Innenministerium am 
Dienstag auf Anfrage mitgeteilt.

Die zusätzlichen Polizisten 
sollen die Ermittlungen der 
Cum-Ex-Schwerpunktabteilung 
unterstützen, die bei der Kölner 
Staatsanwaltschaft eingerichtet 
wurde. Der „Kölner Stadt-Anzei-
ger“ hatte zuvor darüber berich-
tet.

Immer wieder hatte es in der 
Vergangenheit heftige Kritik an 
der angeblich zu geringen Perso-

nalausstattung für die Ermittlun-
gen gegeben, die nach Angaben 
der Zeitung inzwischen 79 Ver-
fahren umfassen und sich gegen 
fast 1000 Beschuldigte richten.

Bei den sogenannten „Cum-
Ex“-Geschäften inszenierten 
Aktienhändler gegenüber dem 
Fiskus ein Verwirrspiel mit Ak-
tien mit („cum“) und ohne („ex“) 
Dividendenansprüchen - dadurch 
erstattete der deutsche Staat Ka-
pitalertragssteuern gleich mehr-
fach, obwohl diese gar nicht 
gezahlt worden waren. Dem 
deutschen Staat entstand nach 
Schätzungen von Fachleuten auf 
diese Weise ein zweistelliger Mil-
liardenschaden.  dpa

Umstrittenes Blattlaus-Gift
kehrt auf NRW-Felder zurück

Umweltschützer kritisieren Behörden-Beschluss 
An Rhein und Ruhr. Das hochwirk-
same Insektengift Thiamethoxam 
kehrt per Sondergenehmigung 
auf Felder in NRW zurück. Die 
Behörden haben grünes Licht da-
für gegeben, dass der von der EU 
bereits 2018 verbotene Wirkstoff 
im Zuckerrübenanbau auf rund 
40.000 Hektar zur Bekämpfung 
von Blattläusen eingesetzt wird.

Umweltschützer laufen Sturm. 
„Das konterkariert alle Bestre-
bungen zum Schutz von Insekten 
und der biologischen Vielfalt“, 
schimpfte Holger Sticht, Landes-
vorsitzender des Umweltverban-
des BUND. Thiamethoxam zählt 
zu den Neonikotinoiden - synthe-
tische Nervengifte, die von Insek-
ten über Blattsäfte aufgenommen 
werden. Sie gelten laut Studien 

als verheerend insbesondere für 
Wildbienen, von denen viele Ar-
ten bedroht sind.

Bernhard Conzen, der Präsi-
dent der Rübenbauer, verteidigt 
den geplanten Einsatz von Thia-
methoxam. „Ich verstehe den 
Aufschrei nicht“, sagte Conzen 
auf Nachfrage der Redaktion. 
Um die Vergilbungskrankheit zu 
bekämpfen, habe man zuvor um-
fangreich herkömmliche Insekti-
zide einsetzen müssen.

Sven Giegold, der Sprecher 
von Bündnis 90/Die Grünen im 
Europäischen Parlament, nannte 
die Notzulassung des Neonikoti-
niods „eine bittere Absage an den 
Artenschutz“. Er forderte eine 
„Pestizidwende für NRW und 
Deutschland“.  dum

„Hotel Mama“
steht weiter
hoch im Kurs

Düsseldorf. „Hotel Mama“ steht 
bei den 18-Jährigen in NRW 
hoch im Kurs: 93 Prozent von ih-
nen wohnten 2019 noch daheim 
bei den Eltern, so das Statistische 
Landesamt am Dienstag. Bis zum 
25. Lebensjahr leeren sich die 
meisten Kinderzimmer: In die-
sem Alter wohnen nur noch jeder 
dritte Sohn und jede fünfte Toch-
ter daheim.

Traditionell sind Männer eher 
„Nesthocker“ im Vergleich zu 
den Frauen. Der Unterschied 
wird aber kleiner: Seit 2015 ist 
der Anteil junger Männer, die im 
elterlichen Haushalt leben, von 
64,9 Prozent auf 63,5 Prozent zu-
rückgegangen. Bei jungen Frauen 
erhöhte er sich leicht von 52,7 auf 
52,8 Prozent.  dpa

Rechtliche Zweifel an
der 15-Kilometer-Regel

Viele Streitthemen kamen bei der Sondersitzung des Landtags auf den Tisch.  
Opposition empört über Sanofi-Berater 

Von Tobias Blasius 
und Christopher Onkelbach

Düsseldorf. Eine Sondersitzung 
des Landtags zum verlängerten 
und verschärften Corona-Lock-
down bis mindestens 31. Januar 
bot am Dienstag erneut Gelegen-
heit zum politischen General-
streit. Außerdem werden recht-
liche Zweifel laut. Vor allem drei 
Themenbereiche stehen aktuell 
im Brennpunkt der Kritik:

 
15-Kilometer-Regel: 
Die umstrittene Bewegungs-
beschränkung, die NRW über-
raschend in einigen Corona-
Hotspots eingeführt hat, wirft 
auch rechtliche Fragen auf. Der 
Bochumer Grundrechtsexperte 
Prof. Stefan Huster zweifelt an 
der Rechtmäßigkeit der Regional-
verordnung des Landes, die die 
Bewegungsfreiheit der Menschen 
auf einen 15-Kilometer-Radius 
begrenzt. Die Regelung sei zu 
pauschal und außerdem kaum zu 
kontrollieren, so der Professor für 
Öffentliches Recht, Sozial- und 
Gesundheitsrecht und Rechts-
philosophie an der Ruhr-Uni Bo-
chum. Dies schränke den Sinn 
der Vorgabe ein und mindere ihre 
Akzeptanz.

Zudem müsse sie für alle Land-
kreise und kreisfreien Städte mit 
einem hohen Inzidenzwert glei-
chermaßen gelten. „Ausnahmen 
darf es nur aus guten Gründen 
wie einer niedrigen Infektions-
zahl geben“, sagte Huster unse-
rer Redaktion. Bürger könnten 
gegen einen verhängten Bußgeld-
bescheid klagen, so der Rechtsex-
perte. „Wenn die Regelung zu eng 
ausgelegt wurde, wäre es denk-
bar, dass ein Gericht die Verord-
nung als unverhältnismäßig an-
sieht.“ Grundsätzlich werde ein 
Gesetz, das im Grundsatz einen 
reinen Appell-Charakter habe, 
weil es kaum zu kontrollieren sei, 
unglaubwürdig.

Sanofi-Affäre: 
Die Opposition im Landtag hat 
empört darauf reagiert, dass sich 
Laschets Staatskanzlei einen 
Impf-Berater für den Krisenstab 
der Landesregierung ausgerech-
net beim französischen Phar-
makonzern Sanofi ausgeliehen 
hat. Unsere Redaktion hatte am 
Dienstag öffentlich gemacht, dass 

seit Jahresbeginn der Chef-Lob-
byist von Sanofi Deutschland in 
der Machtzentrale des NRW-Mi-
nisterpräsidenten Armin Laschet 
(CDU) arbeitet.

SPD-Oppositionsführer Tho-
mas Kutschaty sprach von einer 
„törichten“ Personalentscheidung 
und forderte die unverzügliche 
Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses. Grünen-Fraktions-
chefin Verena Schäffer forderte 
umgehend einen Bericht für die 
nächste Sitzung des Hauptaus-
schusses im Landtag ein: „Den 
Cheflobbyisten eines Impfstoff-
herstellers ins Herz der politi-
schen Steuerung des Landes 
NRW zu lassen, irritiert mich 
sehr. Mit dieser Personalie ver-
spielt Armin Laschet Vertrauen 
in Regierungshandeln“, sagte 
Schäffer. In der Landtagssonder-
sitzung äußerte die Grüne sogar 
die Sorge, eine solche Personal-
entscheidung könne „Verschwö-
rungsmythen“ von Impfgegnern 
weiter befeuern.

Zuvor hatte bereits die Orga-
nisation „LobbyControl“ davor 
gewarnt, Lobbyisten bis zu den 
Schaltstellen des Regierungsap-
parats vorzulassen: „Durch Inte-

ressenkonflikte und privilegierte 
Zugänge entstehende Probleme 
überwiegen dabei in der Regel 
den vermeintlichen Zugewinn an 
Fachwissen.“

In der Debatte über den schlep-
penden Start der Corona-Impfun-
gen in Europa war die EU-Kom-
mission in die Kritik geraten, weil 
sie großzügig bei Sanofi Impfstoff 
bestellt hatte. Die Franzosen kön-
nen ihr Vakzin aber voraussicht-
lich erst im Herbst auf den Markt 
bringen. Das weltweite Rennen 
haben die kleinen Biotech-Fir-
men Biontech (Mainz) und Mo-
derna (USA) gewonnen.

Schule: 
Der Start des Distanzunterrichts 
für 2,5 Millionen Schüler in 
NRW steht seit Montag mancher-

orts unter keinem guten Stern, 
weil die Lernplattformen und 
Schulserver dem Ansturm nicht 
standhalten. Laschet findet den-
noch, dass die meisten Schulen 
die Umstellung in den ersten bei-
den Tagen „gut geschafft“ hätten. 
Der Ministerpräsident verwahrte 
sich gegen Mäkeleien an der tech-
nischen Ausstattung für den Dis-
tanzunterricht: „Jetzt kommt die 
Kritik, die Icloud hat nicht funk-
tioniert oder dieses oder jenes. 
Oder das Netz war zu schwach. 
Können Sie aus allen 16 Ländern 
sagen. Ja, Deutschland ist nicht so 
aufgestellt, dass wir schon überall 
optimale Bedingungen haben.“

Laschet machte deutlich, dass 
ihm die Aussetzung des Präsenz-
unterrichts unter allen Lockdown-
Maßnahmen am schwersten ge-
fallen sei: „Ich sehe das soziale 
Problem, das wir da gerade schaf-
fen.“ Er habe deshalb Verständnis 
für andere Landesregierungen, 
die trotz der Bund-Länder-Be-
schlüsse weiterhin Präsenzunter-
richt für einige Lerngruppen 
anbieten. NRW wolle dennoch 
konsequent seinen Beitrag zur 
Eindämmung der Kontakte auch 
an Schulen leisten.

Die Bewegungsbeschränkung, die NRW in einigen Corona-Hotspots verhängt hat, weckt rechtliche Bedenken.
 FOTO: RALF ROTTMANN / FFS

„Mit dieser Perso-
nalie verspielt Armin 
Laschet Vertrauen in 
Regierungshandeln.“

Thomas Kutschaty,  
SPD-Oppositionsführer


